
Die aktuelle Frage

ArsConterean
nichtsgdefnt?

m Zweifelfür den Angeklagten -
wenn man's so sehen will. ist da
in Berlin nichts Besonderes pas-

siert: Ein Staatsanwalt hat ein Straf-
verfahren eingestellt, weil ihm die Be-
weise nicht ausreichten und weil im
übrigen, wie er meint, derSachverhalt
gar nicht den ,,Tatbestand einer Straf-
vorschrift" erfülle.
Umstritten ist das Hormonpräparat
,, Duogvnon", angeklagt ist (iuristisch
gesehen: war) die Arzneimittelfirma
Schering, betroffen sind (und bleiben)
einige hundert Frauen mit miBgebil-
deten Kindern.
Der eigentliche Skandal aber steckt

,,Viele Eltern
werden jetzt den
Mutverlieren,
um eine
Entschädigung
zu klagen":
Helma Nastali,31 ,
Vorsitzende der
,,lnteressen-
gemeinschaft
duogynon-
geschädigter
Kindere. V.".

im Detail, nämlich in der Begründung,
warum der Staatsanwalt die Strafan-
zeige der, , lnteressengemeinschaft
duogynon-geschädigter Kinder e. V. "

nun nicht weiterverfolgt. Eltern also,
die ihren schlimmen Verdacht gegen
ein Medikament durch einen Richter
klären lassen wollten, bekommen
vom Staatsanwalt zu r Antwort:

,,Die im Duogynon enthaltenen Wirk-
stoffe können - wenn überhauPt -
nur auf die Leibesfrucht vor Beginn
der Geburt eingewirkt und ihre Fehl-
entwickl ung verursacht haben ; diese
ist nach der Geburt lediglich erst er-
kennbar geworden. Ein AnQriff geQen
den Köroer und die Gesundheiteines

,,Es kann auch Reine KörPeruerlet-
zung zum Nachteil der Mutter ( . . . )
anqenommen werden. Sie /st (. . .)
niönt in ihrer Gesundheit geschädigt
worden. lhre Gebärfähigkeit war nicht
( . . .) beeinträchtigt. Sle hat - wenn
überhaupt - lediglich die in dem Arz-
neimittel enthaltenen Wirkstoffe der
Lei besf ru cht ü be rm itte lt. "

Auch nach Abzug des forschen. und
von keinerlei Zweifeln belasteten
Tonfalls bleibt da nur blanker Zvnis-
mus übriq: Das unqeborene Kind exi-
säert stärechtlic6 nicht. Nach der
Geburt ist schon deshalb alles erle-
digt, weil eine Schädigung ia nur vor
der Geburt erfolgt sein kann. Und die
Mutter schließlich ist überhaupt nicht
betroffen, denn sie ist jagesund . . .

nn
rma die Unschäd-

lichkeit ihres Medikaments nachwei-
sen und nicht die sowieso schon be-
strafte Mutter die Schädlichkeit. Das
ist doch fast eine Einiadung zur Fahr-
lässigkeit." Folgen für ihren Verein:
,,Viele Ettern werden jetzt den Mut
vedieren, zivilrechtlich um eine Ent-
schädigung zu klagen. Das ist teuer,
und ich kann mir das zum Beispiel
nicht le isten." Schl immer noch: , ,Das
ist auch eine Frage der Zeit. Schon
heute sind einige Fälle veriährt. Die
Firma hat also allein dadurch schon
gewonnen, selbst wenn wir eine Wie-
deraufnahme der Ermittlungen errei-
chen sollten. "

Dazu hat der Anwalt des Vereins Be-
schwerde bei der Staatsanwaltschaft
des Berliner Kammergerichts einge-
legt, weil grundlegende Gedanken
aus dem Contergan-Streit nicht ge-
nutzt worden seien. Zwar sei auch
dieses Verfahren damals eingestellt
worden, aber nur, um den Weg zu ei-
nem schnelleren Vergleich und damit
einer schnelleren Entschädigung an
die Eltern freizumachen. Rechtsan-
walt Siegbert Setsevits: ,, Das Gericht
hat damals ausdrücklich darauf hinge-
wiesen, daß es zu einer Verurteilung
gekommen wäre."

menschliches Leben vor der Geburt
nur im Paragraph 218.

Und da zeigt sich nun nach dem Berli-
ner Schriftsatz eine geradezu trägi-

Kampf gegen eine Liberalisierung des
€ 218. nach dem Verbot der Fristenlö-s 2 1 8 ,
sung ist vergessen oder versäumt
worden, dieses Engagement für das
Leben vor der Geburt auch auf andere
Paraoraohen auszudeh nen.
Diesö Lücke in Recht-Schreibung,
zumindest aber Recht-SPrechung
sieht auch Dr. Ruth Tangemann, ge-
sundheitspolitische Beraterin der
Bonner Verbraucherverbände (AGV) :
,,Man sollte meinen, daß ein Staat, der
Mütter zwingt, Kinder auch gegen ih-
ren Willen auszutragen, schon lange
dafür gesorgt hätte, daß das werden-
de Leben auch gegen legliche Art in-
dustrieller Schädigung geschützt

komische

geführten

,,Wirerwarten
vom Staat, daß
erdas
werdende Leben
aucn gegen
industrielle
Schädigungen
schützt!": Dr.Ruth
Tangemann,67,
Benterin der
,,AGV-Arbeits-
gemeinschaft
derVerbnucher".

olidarität signalisierte dagegen
Bundesgesu ndheitsministerin
Antie Huber, wenn auch nur ei-

nenTag lang.
Als ..unerhörten Vorqanq" kommen-
tierte si6-erdie Telfing-en aus Ber-
lin. Als wir jedoch von ihrwissen woll-
ten, ob unser Eindruck richtig sei, daß
ein Fötus im Strafgesetzbuch zwar
gegen die Mutter, njcht aber gegen
die Industrie geschützt werde, da ließ
sie uns ausrichten: Dieser Eindruck
sei nicht richtig. Denn das Arzneimit-
telgesetz verbiete, bedenkliche Az-
neimittel in den Verkehr zu bringen.
Dann ist jaalles in ordnung.Rotf 
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TTaben wir denn aus dem Fal l
J{ Contergan nichts gelernt?",

IÄfragt Helma Nastali, 31, Vorsit-
zende der Elternvereinigung und

kleinste

wird. Wir haben uns geirrt."

Uber den konkreten Fall hinaus stel-
len sich nun aber noch qanz andere
Fragen.
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